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GERD-RÜDIGER HOFFMANN 
 

VISION UND KONZEPT FÜR DIE KULTURELLE BILDUNG  
 
Rede zum gemeinsamen Antrag „Vision und Konzept für die kulturelle Bildung“  
(Drucksache 5/4048) 

 
„Vision und Konzept ...“, das gefällt mir. Eine schöne Überschrift für ein Thema, das eigentlich in keine 
Drucksache passt, aber eben doch dort hingehört, weil kulturelle Bildung auch Rahmenbedingungen 
und ein Leitbild braucht.  
 

Das Thema kulturelle Bildung ist in diesem Landtag nicht neu. Es blitzt immer mal wieder auf, wird na-
türlich von allen unterstützt und dann steht es ob der Zwänge und Aufgaben des Alltags doch wieder 
hinten an.  
 

Genau deshalb braucht es Visionen von einer Welt, in der Wirtschaft und Finanzen den Menschen die-
nen und nicht umgekehrt und in der die Rangordnung mit den Sachzwängen ganz oben nicht mehr 
gelten soll.  
 

Jurij Koch, der sorbische Schriftsteller, vor wenigen Tagen 75 geworden, hat diese Hoffnung mit dem 
Bild vom „Jubel und Schmerz der Mandelkrähe“ so ausgedrückt: 
 

„Mir sind die Rangordnungen nicht geheuer. Die Ordnungen, unter denen die Kohle immer, die 
Mandelkrähe niemals mit einem politischen Primat rechnen kann. Sie wird bei der Frage, was für 
uns im Augenblick wichtiger ist, immer ihren schönen Schwanz einziehen müssen. Das will mein 
demokratisch denkender Kopf nicht einsehen. Und ordnet Angst an: Wir könnten in unserer ge-
heizten artenarmen Welt frieren. Ich beantrage ein Einspruchsrecht der Buntschwänzigen.“ 

 

Nicht im literarischen Bild, aber auch sehr klar, haben in der kulturellen Jugendbildung aktive Men-
schen, darunter viele aus Brandenburg, anlässlich des 450. Geburtstages von Melanchthon am 17. 
April 2010 den „Ruf aus Wittenberg“ verfasst. Der erste der insgesamt elf Punkte heißt: 
 

„Wir wollen eine gesellschaftliche Wertschätzung von Bildung im Allgemeinen und kultureller Bil-
dung im Besonderen – sowie die Wertschätzung aller darin Tätigen.“ 

 
Soviel Appellatives mit kritischem Unterton lässt nichts Gutes erwarten. Doch in der Bundes- und 
Landespolitik und selbst in der Kommunalpolitik gibt es ermutigende Anzeichen, dass die Bedeutung 
der kulturellen Bildung erkannt ist. 
 

1) Da ist zuerst auf Bundesebene der  Abschlussbericht der Enquete-Kommission Kultur des Deut-
schen Bundestages von 2007 zu nennen, Kapitel 6 „Kulturelle Bildung“. Hier allein finden sich etwa 60 
Handlungsempfehlungen zur kulturellen Bildung. Die meisten davon betreffen die Landesebene. Ver-
wiesen sei auch auf die Empfehlung, Kulturförderung ins Grundgesetz aufzunehmen, im Idealfall in der 
von Dieter Kramer in seinem Sondervotum vorgeschlagenen Formulierung:  
 

 „Der Staat fördert das kulturelle Leben und schützt das kulturelle Erbe.“  
 

2) Die Landesebene: Hier gibt es viele engagierte Akteure und in den Fachgremien und im Kulturmi-
nisterium eine relativ gute Übersicht, was auf dem Gebiet der kulturellen Bildung alles passiert im 
Lande. Ausdrücklich erwähnen möchte ich auch die ermutigenden Zeichen für Kooperation zwischen 
Musikschulen und Jugendkunstschulen. 
 

3) Mit der Aachener Erklärung des Deutschen Städtetages vom November 2007 ist auch die Kommu-
nalpolitik regelrecht programmatisch dabei, wenn Länder und Kommunen im Rahmen staatlich-
kommunaler Verantwortungsgemeinschaften aufgerufen sind, kulturelle Bildung als wichtigen Teil 
ganzheitlicher Bildung mit den zuständigen Akteuren gemeinsam zukunftsorientiert weiterzuentwi-
ckeln.  
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Doch frei von Skepsis bin ich nicht: Denn wenn alle irgendwie dafür sind, kann das auch heißen, dass 
es nichts kosten soll und die Verantwortung immer bei der jeweils anderen Ebene zu suchen ist. 
 

Wenn wir heute diesen Antrag einmütig beschließen, dann beschließen wir die Beschäftigung mit 
handfesten Problemen, um sie immer wieder neu zu lösen. Im Antrag sind einige genannt. 
 

Im Kern geht es immer wieder um Trägerschaft und Finanzierung, um den „Spagat zwischen Freiheit 
und Sicherheit“, wie Mechthild Eickhoff, die Geschäftsführerin des Bundesverbandes der Jugend-
kunstschulen und Kulturpädagogischen Einrichtungen es nennt. 
 

Kulturelle Bildung ist nicht zum Nulltarif zu haben. Die schwierigste Frage wird sein, wie notwendiges 
gut ausgebildetes Personal dauerhaft zu binden ist. Mit prekären Arbeitsverhältnissen und ehrenamtli-
chem Idealismus allein wird hier nichts zu machen sein. Wenn wir jetzt einsparen, kann uns das später 
teuer zu stehen kommen. 
 

Es ist die Frage ungelöst, wie für dieses übergreifende Ressort die einzelnen Ressorts verantwortlich 
sein können.  Ich denke, wir sollten den Vorschlag der Berliner LINKEN aufgreifen und über einen Lan-
desbeauftragten für kulturelle Bildung nachdenken. Die Berliner Datenbank zur kulturellen Bildung 
sollte ebenfalls als Anregung genommen werden. Auch ein Sonderfonds für kulturelle Bildung, um eine 
weitere Idee der Berliner zu nennen, könnte sinnvoll sein und muss nicht einmal mehr kosten, wenn 
gleichzeitig die Fördermittel übersichtlicher gestaltet werden.  
 

Es könnte ein erster Schritt zur weiteren Aufwertung von kultureller Bildung sein, wenn neben dem 
Musikschulgesetz auch ein Gesetz zur Förderung der Jugendkunstschulen auf den Weg gebracht wird. 
Allerdings haben wir dann recht schnell und zu Recht das Problem auf dem Tisch, dass in dieser Logik 
weitere Gesetze notwendig werden: Bibliotheksgesetz, Theatergesetz usw. Und was ist mit den Muse-
en in diesem Zusammenhang, die kaum eine Lobby haben, ohne die aber das Aufgabenfeld der kultu-
rellen Bildung nicht funktionieren wird. 
 

Oder sollten wir gleich ein umfassendes Kulturfördergesetz anstreben? Dann haben wir aber mit der 
Gefahr zu tun, dass Kulturpolitik eventuell noch mehr verrechtlicht und vergeldlicht wird. Es lohnt sich 
auf jeden Fall, das Kulturraumgesetz in Sachsen genau zu betrachten. 
 

Eine andere Möglichkeit wäre, eine Idee der LINKEN in Sachsen-Anhalt aufzugreifen und einen Kultur-
konvent für das Land zu installieren. Diese Idee wird dort inzwischen von allen Fraktionen mitgetra-
gen. Der Vorteil ist, dass damit der Prozesscharakter und die Notwendigkeit des Dialogs betont wer-
den. 
 

Im Land Brandenburg bleibt weiterhin die Aufgabe, interkulturelle Kompetenz organisch zu verankern. 
Nutzen kann uns der „Standortvorteil“ der Lausitz als Region der zwei Kulturen, nämlich der deut-
schen und der sorbischen/wendischen. 
 

Kurz und gut, wir beschließen heute viel Arbeit. Dafür sollten wir den Initiatoren innerhalb und außer-
halb dieses Parlamentes dankbar sein.  
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